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Geoengineering

Großversuche am Planeten
Gegen Überkonsum und Ungerechtigkeit können technische Klimarettungsversuche nichts ausrichten

Dem Klimawandel mit seinen verheerenden Auswirkungen muss global begegnet werden. Doch Manipulationen durch 
Geoengineering helfen nicht bei der Bekämpfung der Ursachen. Stattdessen ist eine Transformation zu einer CO2-freien, 
gerechten Wirtschaftsordnung gefragt.  VON RICARDO NAVARRO, FRIENDS OF THE EARTH EL SALVADOR

 Das Problem des Kli-
mawandels ist in den letzten Jahren welt-
weit breit diskutiert worden. In einigen 
Ländern häufen sich bereits immer hefti-
gere Klimaereignisse, die Leben und Eigen-
tum der Menschen stark beeinträchtigen. 
Der Golf von Bengalen wird von mächti-
gen tropischen Wirbelstürmen heimge-
sucht, wie 2008, als über 140.000 Menschen 
in Myanmar, dem früheren Burma, ums 
Leben kamen und 100.000 weitere obdach-
los wurden. Europa litt 2003 unter einer 
Hitzewelle, bei der 35.000 Tote zu beklagen 
waren, und die karibischen Staaten sind 
Orkanen ausgesetzt, die ihre Stärke in den 
letzten 50 Jahren verdoppelt haben. Und 
die extremen Wetterereignisse werden den 
Prognosen zufolge weiter zunehmen.

Ursache dieser Klimaveränderungen ist das 
Ansteigen der Durchschnittstemperaturen 
in der Atmosphäre, hervorgerufen durch 
wachsende Mengen von Treibhausgasen 
aus der Verbrennung fossiler Energieträ-
ger und durch eine veränderte Landnut-
zung. In den letzten zwei Jahrhunderten 
ist die Kohlendioxidkonzentration in der 
Atmosphäre von 280 auf 390 ppm (parts 
per million) angestiegen, was einen Tem-
peraturanstieg um 0,8  Grad zur Folge 
hatte. Sollte diese Tendenz anhalten, wird 
am Ende dieses Jahrhunderts die CO2-
Konzentration bei über 900 ppm liegen 
und die Temperatur der Atmosphäre um 
sechs bis sieben Grad Celsius höher sein – 
was sehr wahrscheinlich das Ende unserer 
Zivilisation und den Tod des größten Teils 
der Menschheit bedeuten würde.

Eingriffe in globale Kreisläufe

Ein so schwerwiegendes globales Pro-
blem erfordert eine brandeilige weltweite 
Lösung. An dieser Stelle setzen die Vor-
schläge des sogenannten Geoengineerings 
an. Das sind technische Eingriffe enormer 
Größenordnung, die bio- oder geochemi-
sche Kreisläufe der gesamten Erde aktiv be-
einflussen sollen, um den negativen Folgen 
des Klimawandels entgegenzuwirken. 

Es gibt viele solcher Vorschläge, doch 
grundsätzlich lassen sie sich in drei Ka-
tegorien einteilen. Die erste versucht die 
Sonneneinstrahlung auf die Erde zu re-
duzieren, die zweite will Treibhausgase 
abtrennen und einlagern und die dritte 
möchte das Wetter so beeinflussen, dass 
es keine Probleme mehr verursacht. Hin-
ter allen Vorschlägen zum Geoengineering 
steht im Prinzip der gleiche Denkansatz: 
Es ist nicht schlimm, dass die Treibhaus-

gasemissionen der Menschheit weiter stei-
gen, weil die groß angelegten Ingenieurs
tätigkeiten deren Einfluss schon neutrali-
sieren werden.

Einmal Geoengineering, immer 
Geoengineering

In der ersten Kategorie, bei den Vorschlä-
gen zur Verringerung der Sonneneinstrah-
lung auf die Erde, soll durch Reflexion der 
Sonneneinstrahlung zurück in den Welt-
raum die durch Treibhausgase aufgeheiz-
te Atmosphäre gekühlt werden. Zu dieser 
Gruppe zählen Ideen wie das Platzieren von 
Millionen von Spiegeln in der Stratosphä-
re, um die Sonnenstrahlen zu reflektieren. 
Auch das Versprühen von Chemikalien 
wie Schwefeldioxid oder Schwefelpartikel 
ist in der Diskussion. Durch chemische Re-
aktion mit der Umwelt sollen sich Wolken 
bilden und diese sollen dann die Sonnen-
einstrahlung reflektieren.

Spiegel in der Stratosphäre zu postie-
ren ist allerdings sehr kostspielig. Außer-
dem besteht das Risiko, dass der Steue-
rungscomputer für die Ausrichtung der 
Spiegel ausfällt, wodurch das einfallende 
Sonnenlicht sogar noch verstärkt werden 
könnte. Schwefelpartikel zu versprühen ist 
attraktiver, weil es relativ geringe Kosten 
verursacht und die Kleinstteilchen von ein-
zelnen Unternehmen mit Flugzeugen ver-
teilt werden können. Möglich wäre auch, 
in Kooperation mit Fluggesellschaften 
Partikel in die Treibstoffe von Jumbojets 
zu mischen, deren Gase beim Flug ohnehin 
ausgestoßen werden. 

Diese Gruppe von Vorschlägen zum 
Geoengineering führt aber zu neuen Pro-
blemen. Wenn in einer Region der Erde 
ein extremes Klimaproblem auftritt – oft 

Die kanadische Umweltorganisation ETC Group 
und andere Verbände wie die lateinamerikani-
schen Sektionen von Friends of the Earth haben 
im April die Kampagne Hands Off Mother Earth 
(Hände weg von Mutter Erde) ins Leben geru-
fen. Die H.O.M.E.-Kampagne ist eine internatio-
nale Aktion, um die Erde vor Geoengineering-
Experimenten wie den im Artikel erwähnten 
oder auch vor dem großflächigen Ausbringen 
von Eisen in die Weltmeere zu schützen. Auf 
der Kampagnenwebseite können persönliche 
Botschaften mitsamt Foto hochgeladen wer-
den, um den Regierungen weltweit zu zeigen, 
„dass unsere Heimat kein Labor ist“. Außerdem 
wird ein Moratorium gefordert. [jg]

www.handsoffmotherearth.orgXX

Hände-weg-Kampagne
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zeitgleich mit extremen Verhältnissen 
in anderen Weltregionen –, taucht die 
Frage auf, wer in diesem Fall das Recht 
hat, die Einstrahlung zu verändern und 
um welchen Faktor: diejenigen, die unter 
Dürre leiden, oder die, die gerade mit 
Überschwemmungen zu kämpfen haben? 
Hinzu kommt, dass – selbst wenn diese 
Geoengineeringprojekte bei der Reduzie-
rung der Sonneneinstrahlung auf die Erde 
Erfolg hätten –, eine Situation geschaffen 
würde, die dauerhaft die Treibhausgas-
konzentration anwachsen ließe. Denn 
die Menschen würden in dem Vertrauen, 
dass die Ingenieure den Einfluss auf die 
Atmosphäre wieder ausgleichen, weiter 
Treibhausgase emittieren. Das wiederum 
bedeutet, dass die Eingriffe jedes Mal grö-
ßere Auswirkungen hätten – immer mit 
dem Risiko, dass aus irgendeinem Grund, 
sei er technisch, ökonomisch oder poli-
tisch, die Geoengineeringmaßnahmen sich 
verzögern oder fehlschlagen und dadurch 
die Atmosphäre einen plötzlichen Tem-
peraturanstieg mit katastrophalen Folgen 
erfährt. Darüber hinaus würde eine At-
mosphäre mit hoher CO2-Konzentration 
auch bei verminderter Sonneneinstrahlung 
die Versauerung der Meere beschleunigen 
und weitere unvorhersehbare Folgen für 
die terrestrischen Ökosysteme haben.

CO2-Speicherung will den Teufel mit 
dem Beelzebub austreiben

Die zweite Gruppe von Geoengineering-
maßnahmen, die Abscheidung und Spei-
cherung von CO2, birgt das Problem hoher 
Kosten und einer Technik, die sich noch 
im Versuchsstadium befindet – abgesehen 
davon, dass ein großer Teil des Kohlendi-
oxids an mobilen Quellen wie Fahrzeugen 
anfallen würde, was die Rückgewinnung 
schwierig macht. Schätzungen haben er-
geben, dass zum Abfangen des bereits aus-
gestoßenen CO2 nochmals so viele fossile 
Brennstoffe eingesetzt werden müssten, 
dass 30 Prozent zusätzliche Treibhausgase 
erzeugt würden. 

Doch das Hauptproblem besteht darin, 
einen Ort zu finden, wo das CO2 eingela-
gert werden kann, denn dabei muss garan-
tiert sein, dass das Gas nicht wieder austritt, 

weder durch Erdbewegungen noch durch 
die Reaktion mit der Umgebung, die etwa 
Risse verursachen oder bereits vorhandene 
verbreitern könnte. Bei einer Speicherung 
im Meeresboden kommt erschwerend 
hinzu, dass die Ozeane ohnehin schon 
übersäuert sind und sich im Meeresboden 
außerdem Lager von Methanhydrat be-
finden, das sich mit dem CO2 vermischen 
oder – was schlimmer wäre – austreten 
könnte.

Gilt für Sonne und Regen künftig das 
Recht des Stärkeren?

Bei der dritten Kategorie von Maßnahmen 
geht es darum, das Klima beziehungsweise 
das Wetter in einer bestimmten Region zu 
beeinflussen. Entsprechende Technologien 
werden schon seit einem halben Jahrhun-
dert getestet und auch angewandt. Dabei 
handelt es sich hauptsächlich um Geheim-
projekte, die militärischen Zwecken dienen 
sollen.

Unerwünschte Wetterverhältnisse zu 
verändern birgt allerdings die Gefahr, 
dass damit auch in anderen Regionen das 
Wetter beeinflusst wird. An einem Ort den 
Regen abzuschwächen bedeutet ihn woan-
ders zu verstärken, Regenfälle für die Be-
wohnerInnen in der einen Region künst-
lich zu erzeugen heißt anderen das Regen-
wasser zu entziehen, die Wegstrecke eines 
Wirbelsturms zu verändern heißt andere 
Gebiete in Gefahr zu bringen. Und wieder 
taucht die Frage auf: Wer hat das Recht, das 
Wetter zu seinen Gunsten zu beeinflussen, 
wenn dadurch andere auf negative Weise 
betroffen sind? Es mag schwer verständlich 
sein, sich solch ein Recht überhaupt anma-
ßen zu wollen, doch die Geschichte zeigt, 
dass dies meist die Stärkeren auf Kosten 
der Schwächeren tun.

Weniger Konsum, 
mehr globale Gerechtigkeit

Wer dem Klimawandel etwas entgegenset-
zen will, muss zuerst seine fundamentalen 
Ursachen verstehen. Hinter der zu hohen 
Konzentration von Treibhausgasen in 
der Atmosphäre stehen nicht nachhaltige 
Produktionsmengen und der ungezügelte 

Konsum von Gütern und Dienstleistungen 
von 20 Prozent der Menschheit auf Kos-
ten der übrigen 80 Prozent. Eine langfristig 
tragfähige Lösung muss deshalb auch bei 
der exzessiven Produktion und dem un-
gerechten Konsum ansetzen. Die starken 
Ökonomien müssen sowohl ihren eigenen 
Verbrauch verringern als auch die weniger 
bemittelten Weltregionen unterstützen, 
um dort ein würdevolles Leben zu ermög-
lichen und die Widerstandsfähigkeit gegen 
die Folgen des Klimawandels zu erhöhen. 
Das alles muss im Rahmen eines Über-
gangs in eine kohlenstofffreie Wirtschaft 

geschehen bei gleichzeitiger Entlastung 
der Ökosysteme, damit die Natur die Fol-
gen des Klimawandels abpuffern kann. 
Geoengineering mit all seinen vielfach 
noch unbekannten Risiken und Neben-
wirkungen taugt schon deshalb nicht als 
Lösung, weil es die Hauptursachen des 
Klimawandels, den Überkonsum und die 
Klimaungerechtigkeit, unangetastet lässt. 
Die klimatischen Veränderungen gefähr-
den aller Wahrscheinlichkeit nach die Zu-
kunft der gesamten Menschheit. Da hilft 
keine Symptombekämpfung. Dieses Übel 
gilt es an der Wurzel zu packen. 

Übersetzung aus dem Spanischen: Juliane Grüning. 

Der Ingenieur Dr. Ricardo Arnoldo Navarro Pineda 
ist Präsident von Friends of the Earth (Amigos de la 

Tierra) El Salvador. Er koordiniert die Agrokraftstoff-
kampagne von Friends of the Earth International. 

1995 erhielt er für sein Engagement für nachhaltige 
Entwicklung den Goldman-Umweltpreis.

Kontakt:  
Tel. +503 22131400,  

E-Mail:  
cesta@cesta-foe.org.sv,

www.cesta-foe.org.sv

 
„Der Kampf für die Umwelt ist ein Kampf für 
unser eigenes Überleben. Wir können es uns 
gar nicht leisten, uns nicht zu engagieren.“

Ricardo Navarro
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Wurstwaren als sogenannter technischer 
Hilfsstoff verwendet. Allerdings dürfen 
hier zusammengeklebte Fleischstückchen 
ohnehin nicht als vollwertiger Schinken 
bezeichnet werden.

Die Verbraucherorganisation Food-
watch geht davon aus, dass Klebefleisch 
weiter auf den Tellern der Verbraucher 
landet. Bundesministerin Ilse Aigner 
(CSU) müsse sich für ein EU-weites Ver-
bot von Schinkenimitaten einsetzen. [mbu]

www.kurzlink.de/fleischkleber-verbotXX

www.foodwatch.deXX

Gesundheitsschutz

Pestizidhöchstwerte 
werden europaweit gesenkt

Seit dem 7. Juni werden in der EU über ��
1.000 Höchstgehalte für Pestizidrückstände 
in Lebensmitteln verschärft. Diese Höchst-
mengen sind durch eine Verordnung aus 
dem Jahr 2005 geregelt. Das Pestizidid-Ak-
tions-Netzwerk PAN Germany und Green-
peace hatten mehrmals nachgewiesen, dass 
die EU-Höchstmengen vor allem für Kin-
der eine Gesundheitsgefahr bedeuten. So 
führt der Grenzwert von fünf Milligramm 
des fortpflanzungsschädigenden Procymi-
don pro Kilogramm Tafeltrauben zu einer 
Überschreitung der Grenze für das akzep-
tierbare Risiko um das Dreißigfache.

Die Umweltorganisationen bezeich-
neten die Senkung der Obergrenzen als 
wichtigen Schritt. Nach zahlreichen Studi-
en hatte auch die EU-Lebensmittelbehörde 
EFSA eingeräumt, dass viele Rückstands-
höchstgehalte gesundheitlich bedenklich 
seien. Die Absenkung dieser Höchstgehal-
te wurde daraufhin in einer Verordnung 
beschlossen, die jetzt rechtskräftig wird. So 
sind für Procymidon statt fünf nur noch 
0,02 Milligramm Rückstand in einem Ki-
logramm Obst erlaubt. 	 [mbu]

www.europa.eu/legislation_summaries/food_XX

safety/plant_health_checks/l21289_de.htm
PAN Germany, Hamburg, Tel. +49 (0)40 / XX

3991910-0, www.pan-germany.org
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Verbotene Produkte

Gentechnik im Schokoriegel
In deutschen Supermärkten liegen ��

Schokoladenriegel aus den USA, die mit 
Gensoja und Genmais hergestellt wurden, 
aber nicht gekennzeichnet sind. Das er-
gaben Stichproben von Greenpeace. Le-
bensmittel aus gentechnisch veränderten 
Pflanzen müssen in Deutschland einen 
Nachweis tragen, sonst machen sich die 
Importeure strafbar. Bei den Produkten 
handelt es sich um die Nestlé-Riegel But-
terfinger und Baby Ruth, in denen laut 
Greenpeace Gensoja gefunden wurde; der 
Butterfinger enthält zudem Bestandteile 
von sechs unterschiedlichen Genmais-
sorten. Greenpeace forderte die Hersteller 
auf, die illegalen Produkte aus dem Sor-
timent zu nehmen und zu entsorgen. Die 
Behörden müssten besser kontrollieren 
und Verstöße gegen die Kennzeichnungs-
pflicht ahnden. 

1999 hatte Nestlé versucht, den Butter-
finger offen als Genfood bei Jugendlichen 
zu vermarkten. Erst nach einer Green-
peace-Kampagne nahm das Unternehmen 
den Gentech-Riegel aus den Regalen. [mbu]

www.keine-gentechnik.deXX

www.greenpeace.de/themen/gentechnikXX

Runder Tisch Pflanzengenetik

Schavan glaubt an Gentechnik
Bundesforschungsministerin Annette ��

Schavan will die konventionelle und die 
ökologische Agrarforschung stärker be-
rücksichtigen. Allerdings setzt sie auch 
weiter auf Gentechnik in der Landwirt-
schaft. Sie sei überzeugt davon, dass die 
Gentechnik einen Beitrag zur Welternäh
rung leisten könne, sagte Schavan beim 
dritten runden Tisch zur Pflanzengenetik 
im Juni. 

Dort diskutierten Vertreter von Wis-
senschaft, Landwirtschaft, Umwelt- und 

Entwicklungsverbänden über die künfti-
ge Ausrichtung der Agrarforschung und 
über die Frage, ob Gentechnikpflanzen den 
Hunger in der Welt beseitigen können. Das 
verneinten die Verbände. Vielmehr helfe 
eine regional und ökologisch angepasste 
Landwirtschaft gegen den Hunger, wie der 
Weltagrarbericht belege. Für die landwirt-
schaftliche Forschung sind 100 Millionen 
Euro vorgesehen. 

Der Vizepräsident des DNR Hardy 
Vogtmann forderte, einen Wettbewerb 
zwischen gentechnischer und konven-
tioneller Landwirtschaft zu ermöglichen. 
Dazu müssten diese Systeme allerdings ef-
fektiv voneinander abgegrenzt sein. In der 
Praxis funktioniert dies jedoch nicht. Als 
Beispiel nannte Vogtmann die Verunrei-
nigung von herkömmlichem Maissaatgut 
mit illegalem Genmais. Eine Debatte über 
Abgrenzung und Sicherheit der Agrogen-
technik wurde auf das nächste Treffen des 
runden Tisches verschoben. 	 [mbu]

Bundesforschungsministerium, Berlin,  XX

Tel. +49 (0)30 / 1857-0, www.bmbf.de
DNR, Vizepräsident Hardy Vogtmann, Tel. +49 XX

(0)228 / 359005, E-Mail: info@dnr.de, www.dnr.de
Stellungnahme der Verbände: XX

www.kurzlink.de/pos-umweltverbaende

Genpflanzenzulassung

EU-Kommission will 
Gentech‑Anbau freigeben

Offenbar wird es in der Europäischen ��
Union schon in Kürze neue Regeln für 
den Umgang mit gentechnisch veränder-
ten Pflanzen geben. Nach Angaben der 
EU-Kommission sollen die Pläne dafür 
im Juli vorgelegt werden. Demnach sollen 
sowohl die Zulassung von Genpflanzen als 
auch die Möglichkeit nationaler Anbau-
verbote vereinfacht werden. In der Frage 
der Agrogentechnik ist die EU gespalten. 
Während beispielsweise die Niederlande 
und Spanien den Anbau von Genpflanzen 
befürworten und großflächig betreiben, 
sind Österreich, Ungarn, Griechenland 
oder Italien sehr skeptisch und erließen 

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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mehrmals Anbauverbote. 
Die Umweltorganisation Friends of the 

Earth Europe (FoEE) begrüßte zwar das 
Vorhaben von EU-Verbraucherkommissar 
John Dalli, nationale Gentechnikverbote zu 
erlauben. FoEE befürchtet aber, dass auch 
mit den neuen Regeln der Kommission 
die Kontamination von gentechnikfreien 
durch Gentech-Felder nicht verhindert 
werden kann. 

Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft (AbL) appellierte an deut-
sche PolitikerInnen, sich nicht hinter den 
Ankündigungen der EU-Kommission zu 
verstecken. Es gebe bereits jetzt wirksame 
Regeln gegen gentechnische Verunreini-
gungen. Eine Koexistenz von Land- und 
Lebensmittelwirtschaft mit und ohne Gen-
technik sei nicht möglich. 	 [mbu]

AbL, Hamm, Tel. +49 (0)2381 / 9053170, Fax XX

492221, E-Mail: info@abl-ev.de, www.abl-ev.de
EU-Kommission zu Gentechnik: www.ec.europa.XX

eu/food/food/biotechnology/index_de.htm
FoEE, Brüssel, Tel. +32 (0)2 / 5420180, E-Mail: XX

info@foeeurope.org, www.foeeurope.org

Nulltoleranz bei Saatgut

Genmaispflanzung 
verstößt gegen EU-Recht

Bei Kontrollen ist in sieben Bundes-��
ländern Saatgut entdeckt worden, das mit 
gentechnisch veränderten und in der EU 
nicht zugelassenen Maissorten kontami-
niert war. Nach EU-Recht sind gentech-
nische Verunreinigungen bei Saatgut nicht 
erlaubt. Im Gegensatz zu Lebens- und Fut-
termitteln, die bis zu 0,9 Prozent genmani-
pulierte Bestandteile enthalten dürfen, gilt 
für Saatgut mit der Nullprozentgrenze ein 
Reinheitsgebot. 

Das Landwirtschaftsministerium in 
Niedersachsen ordnete an, den kontami-
nierten Mais zu vernichten. Man spreche 
sich mit den anderen Bundesländern ab, 
in denen auch nicht zugelassener Genmais 
gepflanzt wurde, hieß es aus Hannover. Die 
Felder sollen entweder umgepflügt oder 
mit Pflanzengift zerstört werden. Branden-

Wird die Gentechnik-Lobby jetzt staatlich finanziert?

„Die Fortschritte in der Biotechnologie und Gen-
technik haben ... vollkommen neue Möglichkei-
ten im Lebens- und Futtermittelbereich eröffnet, 
welche entscheidende Antworten auf die sich 
stellenden gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und klimatischen Veränderungen 
geben können.“ Diese Worte stehen im Einfüh-
rungsabsatz der „Ersten Empfehlungen zum For-
schungsfeld Bioökonomie in Deutschland“, die der 
deutsche Forschungs- und Technologierat Bioöko-
nomie im Sommer letzten Jahres vorgelegt hat. Das 
Gremium aus „unabhängigen Experten“ wird von 
Forschungsministerin Annette Schavan finanziert, 
die von ihm zum Herbst nichts Geringeres als eine 
„nationale Biomassestrategie“ erwartet. 

Angesiedelt ist der Bioökonomierat bei der Deut-
schen Akademie für Technikwissenschaften (Aca-
tech), die zu zwei Dritteln von der Wirtschaft und 
zu einem Drittel aus Steuern finanziert wird. Ihr 
Präsident Reinhard Hüttl ist auch Vorsitzender des 
Bioökonomierates, dessen Mitglieder die Acatech 
auswählt. Neben Vertretern von Konzernen wie 
BASF, KWS und RWE sowie des Bauernverbandes 
sind dies Leiter staatlicher Forschungsinstitute, 
Gentechniker und Biotechnologen sowie zwei inter-
national erfahrene Agrogentechnik-Strategen. 

In seiner ersten Stellungnahme forderte der Rat 
„übergeordnete Forschungsstrukturen im Bereich 
Bioökonomie“, mehr Mittel, internationalen Wis-
senstransfer und „Exzellenz“-Nachwuchs, vor 
allem aber eine weitgehende Überarbeitung des 
Gentechnikgesetzes und die zügige Schaffung 
von Akzeptanz für neue Technologien, um Inves-
titionsentscheidungen großer Unternehmen nicht 
zu behindern. Das betreffe auch das Klonen von 
Tieren, Stammzellforschung und Nachhaltigkeits-
kriterien beim Import von Biomasse.

Um bei allem wissenschaftlichen Gestus keinen 
Zweifel an seiner Wirtschaftsmacht aufkommen 
zu lassen, rechnen die Herren (und zwei Frauen) 
Räte hoch, dass sie eine der größten und wachs-
tumsstärksten Branchen der EU vertreten. Atembe-

raubende 1,6 Billionen Euro setze die europäische 
Bioökonomie jährlich um: 800 Milliarden in der 
Lebensmittelbranche, 400 in der Papierindustrie, 
150 in der Forstwirtschaft und 50 M illiarden in 
der Chemieindustrie. Der Landwirtschaft bleiben 
in dieser Potenz-Rechnung 210 Milliarden oder 
13 Prozent. Mit 15 von 22 Millionen stellt sie freilich 
fast 70 Prozent der Arbeitsplätze. Dies ist übrigens 
die einzige Stelle in den gesamten Empfehlungen, 
an der das Wort Landwirtschaft auftaucht. Land-
wirte und Bauern kommen überhaupt nicht vor, 
Wirtschaft und Wachstum dagegen im Überfluss.

Um die Erhaltung des Wachstums durch Überfluss 
dreht sich auch die skizzierte Biomasse-Vision: 
„Um Flächenkonkurrenzen zwischen den Verwen-
dungsarten zu vermeiden, muss das Angebot an 
Biomasse grundsätzlich gesteigert werden. Dazu 
bedarf es erheblicher Forschungsanstrengungen, 
aber auch neuer Formen der Bewirtschaftung.“ 
In Vorwegnahme der neuen Prioritäten aus Sicht 
der Industrie heißt es auf der Webseite des Bioöko-
nomierates: „Biokraftstoffe sind einer steigenden 
Konkurrenz durch die Nahrungs- und Futtermittel-
produktion ausgesetzt. Gleichwohl sind moderne 
Bioraffinerien in der Lage, verschiedene Produkte 
auf Basis desselben Grundstoffes zu produzieren.“ 
Gewissermaßen nach Tageskurs könnten diese 
Rohstoffe dann als Lebensmittel, Treibstoff oder 
Energie auf den Markt geworfen werden.

Vielleicht sollten, bevor Ministerin Schavan und ihre 
Kollegin Ilse Aigner im Herbst die Strategie entge-
gennehmen und in die Tat umsetzen, doch noch ein 
paar andere Visionen von einer Bioökonomie mit 
bäuerlicher Vernunft und einer Biomassestrategie 
mit menschlichem Antlitz diskutiert werden?

Der Agrarexperte Benedikt Härlin arbeitet bei 
der Zukunftsstiftung Landwirtschaft in Berlin. 

Er gründete die Initiative Save Our Seeds 
gegen Gentechnik im Saatgut.

Kontakt: Tel. +49 (0)30 / 27590309, E-Mail: 
haerlin@zs-l.de, www.saveourseeds.org 

Die Bundesregierung lässt eine nationale Biomassestrategie ausarbeiten. Der 
damit beauftragte Bioökonomierat setzt auf Gentechnik. Mehr bäuerliche Ver-
nunft fordert dagegen Benedikt Härlin von der Zukunftsstiftung Landwirtschaft.
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DNR intern

DNR-Verbändeforum

Fördermittel für die 
„Motoren der Umweltpolitik“

Mitte Juni hatte der Deutsche Natur-��
schutzring zum DNR-Verbändeforum 
nach Berlin geladen. Das halbtägige Tref-
fen von VertreterInnen der DNR-Mit-
gliedsverbände beschäftigte sich vor allem 
mit der Projektförderung durch das Um-
weltbundesamt (UBA) und das Bundesamt 
für Naturschutz (BfN). UBA-Referent Uwe 
Volkgenannt stellte die vier Schwerpunkt-
themen seiner Behörde für die Verbände-
förderung im Jahr 2011 vor: Anpassung an 
den Klimawandel, nachhaltige Mobilität, 
nachhaltiger Konsum sowie Umwelt und 
Wirtschaft. Den Naturschutzverbänden 
– die UBA-Präsident Jochen Flasbarth 
auch als „Motoren der Umweltpolitik“ be-
zeichnet – empfahl Volkgenannt, Koope-
rationen einzugehen, um der wachsenden 
Komplexität der Themen bei sinkenden 
Mitteln zu begegnen. 

Hans-Jürgen Schäfer vom BfN berich-
tete, dass seine Behörde die Verbände 
zwischen 2010 und 2012 mit rund 960.000 
Euro unterstütze. Dabei gehe es unter an-
derem um die Entwicklung neuer Ansätze 
in Großschutzprojekten sowie die Zusam-
menarbeit von Naturnutzern und Natur-
schutz.

Die TeilnehmerInnen debattierten au-
ßerdem über das Nachhaltigkeits-Forum, 
einen Vorschlag, den Gerd Hofielen, Spre-
cher der kritischen Aktionäre, vorstellte. 
In einem solchen Gremium sollen Vertre-
terInnen der Zivilgesellschaft mit großen 
Unternehmen über deren diskutieren. Der 
DNR will im nächsten Jahr eine breite De-
batte zwischen Umweltverbänden und der 
Wirtschaft mitgestalten, um Nachhaltigkeit 
in das Kerngeschäft großer Unternehmen 
zu integrieren und die Privatwirtschaft an 
ihre gesellschaftliche Verantwortung zu 
erinnern.

Letzter Punkt der Tagesordnung war 
das Positionspapier der Agrarplattform, 

eines Verbändebündnisses zur Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP), 
das Lutz Ribbe von Euronatur vorstellte. 
Die EU-Kommission will im Herbst 2011 
ein neues Legislaturpaket zur Zukunft der 
EU-Agrarpolitik nach 2013 vorlegen, zu 
dem die Verbände schon jetzt zehn For-
derungen formuliert haben, die der Stär-
kung des Umwelt- und Naturschutzes 
dienen sollen.

Das nächste Verbändeforum findet am 
9. September in Berlin statt. 	 [jg]

DNR, Generalsekretär Dr. Helmut Röscheisen, XX

Bonn, Tel. +49 (0)228 / 359005, www.dnr.de

DNR-Präsidiumssitzung

Berlin, Brüssel, Nagoya, Rio
Das Präsidium des Deutschen Natur-��

schutzrings hat sich am 21. Juni in Berlin 
getroffen und mehrere Beschlüsse gefasst. 
So unterstützt der DNR das Plattformpa-
pier “Für eine grundlegende Reform der 
EU-Agrarpolitik“ von Verbänden aus Na-
turschutz, Landwirtschaft, Entwicklungs-
politik, Verbraucher- und Tierschutz. Nun 
sollen EU-Abgeordnete und die Öffent-
lichkeit überzeugt werden. Die Agrarfor-
schung müsse vom Mitverursacher zum 
Problemlöser werden, so das Präsidium. 
Bisher sei sie vor allem auf das gegenwär-
tige, nicht nachhaltige Agrarsystem aus-
gerichtet, wozu auch Gentechnik gehöre. 
Der DNR fordert einen multisystemaren 
Forschungsansatz, der lokale, ökologische, 
ökonomische und soziokulturelle Rah-
menbedingungen berücksichtigt.

Zur Waldpolitik will der DNR die Posi-
tionen seiner Mitgliedsverbände abfragen 
und ein Verbändeforum organisieren.

Zur Umweltkatastrophe im Golf von 
Mexiko will sich der Verband mit einer 
Presseaktion zu Wort melden.

Der DNR wird sich intensiv an der 
Rio+20-Konferenz im Jahr 2012 beteiligen. 
Eine dafür einzuberufende Arbeitsgruppe 
soll Positionen, Veranstaltungen und Ak-
tionen koordinieren und organisieren.

Sein Thema „Abbau schädlicher Sub-
ventionen“ und seine Aktivitäten zu „Busi-

ness and Biodiversity“ führt der DNR fort. 
Mit der 10. Vertragsstaatenkonferenz 

in Nagoya endet die deutsche CBD-Prä-
sidentschaft. Das Forum Umwelt & Ent-
wicklung übernimmt die weitere Koordi-
nation der Aktivitäten in Deutschland und 
Nagoya für die deutschen Verbände.

Um einen Durchbruch bei der Umset-
zung der Nationalen Strategie zur Biolo-
gischen Vielfalt zu erzielen, will der DNR 
eine mehrjährige breit angelegte  Kampa-
gne lancieren und dazu die Bereitschaft bei 
Verbänden, Stiftungen, staatlichen, kirch-
lichen und anderen Akteuren erfragen.

Der DNR unterstützt die Initiative für 
eine transparente Zivilgesellschaft und un-
terzeichnet dazu eine Selbstverpflichtung.

Bjela Vossen hat am 1. Juni die Leitung 
der EU-Koordination des DNR übernom-
men.	 [hih]

Aus den Verbänden

Politikberatung

Neuer Nachhaltigkeitsrat
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat den ��

Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE) für 
die neue dreijährige Amtsperiode berufen. 
DNR-Präsident Hubert Weinzierl gehört 
erneut dem Rat an. Er ist bereits seit Ein-
setzung des RNE im Jahr 2001 dabei. Auch 
die Ehrenvorsitzende des BUND Angeli-
ka Zahrnt ist wieder Mitglied. Neu in dem 
Gremium ist der Präsident des NABU, 
Olaf Tschimpke. Insgesamt hat der Nach-
haltigkeitsrat 15 Mitglieder aus Politik, 
Unternehmen, Kirchen, Gewerkschaften 
und Verbänden. 

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung 
berät die Bundesregierung bei der Um-
setzung und Weiterentwicklung der na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie und soll 
sie außerdem dabei unterstützen, die Öf-
fentlichkeit für Nachhaltigkeitsthemen zu 
sensibilisieren. 	 [mb]

RNE, Berlin, Tel. +49 (0)30 / 408190-121, XX

Fax -125, www.nachhaltigkeitsrat.de
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Hier finden Sie Artikel zu den wichtigsten Ent-
wicklungen.Wir analysieren die Hintergründe,
befragen die Akteure und Expertinnen und
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Aktuell 
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Verbände
Hier finden Sie Nachrichten zu den Aktivitäten
der Verbände des Deutschen Naturschutzrings.
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Überblick über Fachliteratur und Internet.
Dank der Termine verpassen Sie keine 
Veranstaltung mehr.
ökopädNEWS 
Neuigkeiten und Anregungen aus der
Umweltbildung stellt die Arbeitsgemein-
schaft Natur- und Umweltbildung für Sie
zusammen.

Fragen? Anregungen?
Schreiben Sie uns oder rufen Sie uns an! 
Wir freuen uns über Ihre Rückmeldung.

Redaktion umwelt aktuell
DNR, Matthias Bauer, Juliane Grüning,
Marienstraße 19–20, D-10117 Berlin,
Tel. +49 (0)30 / 6781775-82, Fax -80,
E-Mail redaktion@dnr.de
AbonnentInnenservice & Anzeigen
oekom verlag, Stefanie Ott,
Tel. +49 (0)89 / 544184-25,
E-Mail ott@oekom.de
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